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Das Kabinett billigt die Geufer Politik
Das Reichskabinett einmütig hinter

Streſemann
Berlin, 15. März. Amtlich wird mitgeteilt: Jn dem heutigen,

unter dem Vorſitz des Reichspräſidenten abgehaltenen Kabinettsrat

berichtete Reichsaußenminiſter Dr. Streſemann über die
außenpolitiſche Lage und die Verhandlungen des Völkerbundes in
Genf. Nach eingehender Ausſprache, bei der insbeſondere die
Rechtsauffaſſung geteilt wurde, wie ſie der Außenminiſter
in Genf bei den Deutſchland berührenden Fragen vertreten hat,
ſtimmte. das Kabinett dem vorliegenden Ergebnis der Genfer
Tagung einmütig zu.

Franzöſtſcher Miniſterrat über Genf
Paris, 15. März. Jm heutigen Miniſterrat, der unter dem

Vorſitz des Präſidenten Doumergue ſtattfand, erſtattete Außen-
miniſter Briand einen Bericht über die Ergebniſſe der
letzten Genfer Ratstagung. Beſonders ausführlich ging Briand
auf die perſönlichen Unterhaltungen ein, die er mit
den in Genf verſammelten Staatsmännern hatte, darunter auch
auf die Unterhaltungen mit Dr. Streſemann, Chamber-
lain und Zaleski. Handelsminiſter Bokanowski berichtete
ſodann über den Stand der gegenwärtig in Paris ſtattfindenden
deutſch franzöſiſchen Wirtſchaftsverhandlungen, worauf der

Miniſterrat von
Saargebietes in

Miniſter für öffentliche Arbeiten, Tardieu, den
der Regelung der Lohnfrage
Kenntnis ſetzte.

Die Frage der Flugzeug-
demonſtrationen im Fguktiogs fern

im Bergbau des

des Volkervunösr
Genf, 15 März. Jn dem Völkerbundskommitee, das ſich

gegenwärtig mit den Sanktionsmaßnahmen des Rates auf Grund
der Artikel 11 und 16 des Völkerbundspaktes befaßt, entwickelte

ſich heute eine lebhafte Debatte über die Frage, welche Maß
nahmen der Völkerbundsrat zu ergreifen habe, falls ſich in
Konfliktefällen einer der ſtreitenden Staaten nicht der Ent-
ſcheidung des Völkerbundsrates fügen ſollte. Der dem Kommitee
vorliegende Ausſchußbericht ſieht für den Fall, daß die ſtreitenden
Parteien ihre kriegeriſchen Handlungen oder auch nur die
Kriegsvorbereitungen entgegen der Entſcheidung des Völker
bundsrates fortſetzen, die Möglichkeit von Flotten- und Flug
zeugdemonſtrationen vor, an denen ſämtliche Ratsmitglieder be-
teiligt ſein ſollen. Dieſe Maßnahme wurde heute von dem
italieniſchen und dem japaniſchen Delegierten ſcharf bekämpft,
die im Gegenſatz zu allen übrigen Delegierten jede Flugzeug-
demonſtration grundſätzlich ablehnten. italieniſche Dele-
gierte insbeſondere betonte, die Technik des Flugweſens bringe
es mit ſich, daß eine Unterſcheidung zwiſchen Flugzeugen zu
Demonſtrationszwecken und Flugzeugen mit kriegeriſchen Ab
ſichten nur ſehr ſchwer möglich ſer. Der franzöſiſche Delegierte
Paul Voncour beanſpruchte für den Völkerbundsrat das Recht
zu Flugzeugdemonſtrationen, da ja die Flugzeuge ſehr wirkſam
für den Frieden demonſtrieren könnten, indem ſie beruhigendes
Propagandamaterial hinabwerfen könnten. Heute nachmittag wird
die Diskuſſion über dieſe umftrittene Frage fortgeſetzt werden.

x

Mit Flugblättern will alſo Montinus Boncour kriegsluſtigen
Staaten die Autorität des Völkerbundes beibringen. Wahr-
ſcheinlich werden wohl darin Bomben eingewickelt ſein.

Die Durchführung der Unterſtandsſprengungen

(Von unſerer Berliner Schriftleitung.)
n Verlin, 15.. März, Wie eine Berliner Koxreſpo den grifürf
ſtandsſprengungen im Bereich der Kommandantur Glogau fäſt
vollendet. Die Sprengungen bei Küſtrin werden voraus-
ſichtlich ab Ende März erfolgen und die vorgeſchriebenen Sprengun-
gen bei Königsberg werden in den nächſten Tagen beginnen.

Dp rDer

Die bayriſchen Anſprüche
Der vorläufige Finanzausgleich für

den Steuerausſchuß des Reichstages
Verlin, 15. März. Bei der weiteren Beratung des vorläufigen

Finanzausgleichs im Steuerausſchuß des Reichstages erklärte der
preußiſche Finanzminiſter, die bayeriſche Steuerentſchädigung ſei
eine Reichsfrage. Preußen habe gegen ihre Regelung die ſtärkſten
Bedenken. Reichsfinanzminiſter Dr. Köhler ſtellte feſt, daß die
preußiſche Regierung von Anfang über die Verhandlungen unter-
richtet war. Die Verhandlungen hätten durchaus nicht hinter ver
ſchloſſenen Türen ſtattgefunden. Bahern und Württemberg
hätten einen Anſpruch auf Zinszahlung, die gegenwärtig ruhe.
Zurzeit werde mit Bayern darüber verhandelt, was der
640 Millionen Poſtubfindung des Jahres 1920 heute entſpreche.
Auf die Durchführung der Realſteuergeſetze habe das Reich keiner-
lei Möglichkeit, einzuwirken. Die Reichsregierung beabſichtige
jedoch, in dem Reichsrahmengeſetz für die Grund und Gewerbe-
ſteuer die Grundlage zu ſchaffen.

Nachdem dann erklärt worden war, daß von beſonderen Ver
handlungen mit Bayern gar keine Rede ſein könne, wies der Ver-
treter Baherns, Staatsrat von Wolff, die geſtrige Behauptung
des ſächſiſchen Vertreters zurück, der es als auffällig bezeichnete,
daß dieſer Vorſtoß unter Führung Bayerns gekommen ſei. Vahern
habe eine Erhöhung des Anteils der Länder an der Einkommen-
und Körperſchaftsſteuer von 75 auf 90 Prozent verlangt, und halte
daran heute noch feſt. Beim endgültigen Finanzausgleich werde
man um einen interterritorialen Laſtenausgleich nicht herum
kommen. Die 45 Millionen BVierſteuern für Bayern ſollten durch
aus keine ewige Rente ſein, ſondern nur eine Höchſtgrenze. Maß-
gebend bleibe nach wie vor der Prozentſatz der Beteiligung Baherns
an der Bierſteuer. Der völkiſche Redner lehnte ein weiteres
Proviſorium ab, und forderte einen endgültigen Finanzausgleich.
Als das einzige vernünftige an dem Antrag der Regierungs

rieien bezeichnete er die Forderung eines Reichsrahmengeſetzes
für die Realſteuern. Nachdem dann noch ein volksparteilicher
Redner Abfindung der einzelnen Länder nach Billigkeitsrückſichten
und nicht unter Verſteifung auf den Rechtsſtandpunkt verlangt,
und ein kommuniſtiſcher Redner das „faule“ Kompromiß ablehnt
und eine Senkung der Milliardenlaſten der großen Maſſe gefordert
hatte, wurde die Weiterberatung auf Mittwoch vertagt.

Keine Diäten und Freifahrten mehr für ausgeſchloſſene
Abgeordnete

Verlin, 15. März. Sämtliche Fraktionen des preußiſchen
Landtages, mit Ausnahme der Völkiſchen und Kommuniſten, haben
einen Geſetzentwurf eingebracht, wonach das Geſetz über die Ent
ſchädigung der Mitglieder und des Präſidenten des preußiſchen
Landtages dahin abgeändert werden ſoll, daß von der Teilnahme
on den Sitzungen des Landtages ausgeſchloſſene Mitglieder für die
geſamte Zeit bis zum Ablauf des letzten Anſchlußtages das Recht
zur freien Fahrt und den Anſpruch auf Aufwandentſchädigung nebſt
dem Ausgleichszuſchlag verwirken. Die Beſtimmungen, nach denen
freie Fahrt und Aufwandsentſchädigung gewährt werden, ſollen für
den Präſidenten, die ſtellvertretenden Präſidenten des Landtages,
ſowie für die ſtändigen Mitglieder des ſtändigen Ausſchuſſes, auch
nach Ablauf der Wahlperiode oder nach der Auflöſung bis zum Ab
lauf des Tages gelten, an dem der neue Landtag zuſammentritt.

Das Ende der völkiſchen Fraktion im
Reichstage

Berlin, 15. März. Die national- ſozialiſtiſchen Abgeord
neten im Reichstage veröffentlichen eine Erklärung, in der es
heißt, ſie hätten an den Vorſitzenden der völkiſchen Arbeitsgemein-
ſchaft, Abgeordnetn von Gräfe, die Aufforderung gerichtet,
ihnen den Vorſitz der Fraktion der völkiſchen Arbeitsgemeinſchaft
abzutreten, da ſie nach dem Nebertritt verſchiedener Abgeordneter
zu den Nationalſozialiſten die ſtärkſte Gruppe dieſer Fraktion
feien. Da Gräfe ſich geweigert habe, den Vorſitz abzugeben,
hätten die nationalſozialiſtiſchen Abgeordneten ihren Aus
tritt aus der völkiſchen Arbeits gemeinſchaft
erklärt, ſo daß die völkiſche Fraktion nunmehr auf-
gehört habe, zu beſtehen.

Falſche Behauptungen ſind verſuchter Candesverrat
Leipzig, 15. März. Der 5. Strafſenat des Reichegerichts ver

urteilte heute den Redakteur Riegel Aus Eſſen, der für den allge
meinen Teil des kommuniſtiſchen „Ruhrecho“ verantwortlich zeich
net, wegen verſuchten Landesverrats zu einem Jahr Gefängnis
und zur Tragung der Koſten. Riegel hatte in einem Artikel
behauptet, die Firma Krupp in Eſſen ſtelle wieder Waffen in
größerer Menge her, wodurch ſie außerſtande ſei, Aufträge für
die Anfertigung von Automobilen anzunehmen. Die Verhandlung
hat ergeben, daß die gegen die Firma Krupp vorgebrachten Be
hauptungen unwahr geweſen ſind.

Das Befinden von Kühlmanns unverändert ernſt
Berlin, 15. März. Das Befinden des Staatsſekretärs a. D.

von Kühlmann iſt heute abend gegenüber geſtern unverändert ernſt.
Obgleich bisher noch keine Komplikationen vorauszuſehen ſind,
läßt der Zuſtand des Kranken noch großen BVefürchtungen Raum.

Kulturfragen im Preußiſchen Landtag
Berlin, 15. März. Der preußiſche Landtag begann nach

etwa zweiwöchiger Beratungspauſe am Dienstag die
zweite Beratung des Kultusetats.

Der Antrag des kommuniſtiſchen Abg. Pieck, ſofort einen kommu-
niſtiſchen Antrag zu beraten, wonach der freigeſprochene Land-
gerichtsdirektor Jürgens nicht mehr in der Strafrechtspflege
kätig ſein ſolle, und die durch Jürgens verurteilten Proletarier
ſofort freigelaſſen werden ſollen, wird abgelehnt, da Widerſpruch
erhoben wird.

Abg. Dr. Steffens (D. V. P.) erſtattet den Ausſchußbericht.
Die verſöhnliche Politik des Miniſters ſei von der Oppoſition ſtark
angegriffen worden, beſonders in der Sache vom 14. Januar 1927
über die politiſche Betätigung der Beamten.

Jn Beantwortung großer Fragen erklärt ein Regierungsver-
treter u. a., daß das Miniſterium zurzeit nicht in der Lage ſei,
eine andere Regelung des Laſtenausgleichs bei den Schullaſten
herbeizuführen. Die Schließung der Berliner Kaiſer Wilhelm-
Gedächtniskirche, die von den Kommuniſten „wegen monarchiſtiſcher
Propaganda des Pfarrers Wartenburg“ verlangt wird, lehnt das
Miniſterium ab. Die Frage der Trennung von Kirche und Sia
werde noch den Gegenſtand ſpäterer Verhandlungen bilden.
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Abg. Oelze (Dutl.) fragt angeſichts der großen iLande, was der Miniſter zur Konloreatfrege s Juni
weiteren Verlauf ſeiner Ausführungen ſpricht ſich Abg Oelze
gegen die weltlichen Schulen aus und fragt, ob die Gerüchte wahr
ſeien, wonach in Verlin eine weltliche Akademie gegründet werden
ſolle. Die Kulturpflege ſei grundſätzlich Sache der Länder. Jn
allen Schulen müſſe Aufklärung über die Kulturſchande ber
Fremdenlegion getrieben werden. Miniſter Becker ſei eine proble
matiſche Natur, die den Anforderungen ihrer Stellung nicht
gewachſen ſei. (Zuſtimmung bei den Deutſchnationalen.) Das
zeige ſich beſonders bei der Behandlung der Studentenfrage. Jm
Falle Leſſing hätten die Studenten zweifellos das geſunde richtige
Urteil gehabt. (Unruhe links.) Im Hochſchulkonflikt wende ſich
der Miniſter gegen das freie Koalationsrecht der Studenten. Der
Erlaß des Miniſters über die politiſche Betätigung der Beamten
ſeines Reſſorts ſchränke die ſtaatsbürgerlichen Rechte dieſer Be
amten ein. Die Reichsregierung müſſe dieſen Erlaß nachprüfen.
Staatsſe G e r auch fortgeſetzt Staatsgeſinnung und
S Ssform. Er ſei nicht d ignete M ür debetſeideten Poſten. ſt der geeignete Mann für den von ihm

Abg. König (S. P. D.) lehnt die Angriffe des Vorredners
gegen den Miniſter ab, da in deſſen Erlaß über die politiſchen
Rechte der Beamten nur das ſtehe, was die Deutſchnationalen im
Reiche feierlichſt anerkannt hätten. Die Konkordatsfrage müſſe
leidenſchaftslos behandelt werden. Jedenfalls dürfe im Konkordat
das ſeine Grenzen in der Reichsverfaſſung finde, keine Be
n ge7 53 Schule enthalten ſein.

Abg. Dr. Lauſcher (Ztr.) verlieſt ein Rundſchreiben desſchulrings deutſcher Art, wonach dieſer trob des El iete

r in die Regierung es auch jetzt ablehnt, das
on dem Kultusminiſter Böhlitz ſeinerzei f ntniszum heutigen Staat abguiegen f zeit geforberte Bekenninie

Abg. Schwarzhaupt (D. Vp.) erklärt,
gu, der Poſition der Errichtung einer Simultanen Akademie feſt
ſetzung kultureller Notwendigkeiten aufwenden. Die Ent
täuſchung über die Ablehnung der Novelle zum Volksſchullehrer
Dienſteinkommengeſetz durch den Finanzminiſter ſchädige dieStaatsautorität. Der Erlaß des Miniſteriums über die politiſche

Betätigung der Lehrer ſchaffe Recht und Sicherheit. Der Redner
kritiſiert die verſchiedene Handlungsweiſe des Miniſters im
Dortmunder Fall. Die formulierte Erklärung des Miniſters zurKonkordatfrage, daß man ſih innerhalb der Verfaſſung be n

werde, wenn es zu Schulfragen kommen ſollte, könne nicht be
ruhigen.

Abg. Kerff (Komm.) lehnte jedes Konkordat ab.
Abg. Dr. Bohner (Dem.) trat für die Freiheit der Schule

von der Kirche und für Gewiſſensfreiheit der Lehrer und
Schüler ein. Das Reichsſchulgeſetz müſſe mindeſtens dem Staat
das Recht geben, Simultanſchulen zu laſſen.

Abg. Danicke (Völk.) wandte ſich gegen internationale
Kulturverbände, die den nationalen Charakter des deutſchen
Volkes töteten. Die ausübende Muſik gehe immer mehr in
fremdjüdiſche Hände. Der Redner wandte ſich gegen den
Theaterjuden Jeßner. Die deutſche Kultur würde zerſchlagen.
Die Völkiſchen würden mit der deutſchen Studenten t um

das kulturelle Erbe unſeres Vaterlandes kämpfen.
Das Haus vertagte dann die Weiterberatung auf Mittwoch

12 Uhr.

Das großdeutſchchriſtlichſoziale
Wahlbündnis in Oeſterreich

Wien, 14. März. Auf dem großdeutſchen Parteitag für
Wien und Niederöſterreich wurde heute mitgeteilt, daß der end
gültige Abſchluß des Wahlabkommens zwiſchen den
Großdeutſchen und Chriſtlich- ſozialen als ge
ſichert zu betrachten ſei. Der Parteivorſitzende Wottawa er
klärte dazu, daß die Partei ihre Programmpunkte nicht aufgebe
und ihre Handlungsfreiheit für die Zeit nach den Wahlen voll
aufrecht erhalte. Die Partei werde im Wahlkampf mit beſonde
rem Nachdruck auf den Anſchluß an Deutſchland alsZiel ihrer Politik hinweiſen und vieſes Ziel auch nach den Wah

len unbeirrt verfolgen. Eine Polemik gegen die Völkiſchen, die
den Eintritt in den bürgerlichen Block zuſammen mit den Chriſt
lich-ſozialen ablehnen, unterließ Wottawa und bezeichnete es als
Pflicht aller bürgerlichen Parteien, zunächſt gemeinſam
gegen die Sozialdemokraten zu ſtimmen. Es ſei
auch im Intereſſe des Anſchlußgedankens, wenn es in Oeſterreich
jeder beliebigen bewaffneten Formation nicht mehr möglich ſei,
die rechtmäßige Staatsgewalt über den Haufen zu werfen.

Kellogg unterbricht ſeinen Urlaub
NewYork, 15. März. Staatsſekretär Kellogg hat ſeinen

Urlaub unterbrochen und iſt nach Waſhington zurückgekehrt. Der
Grund dafür ſcheint darin zu liegen, daß ſich die Regierung
Haitis geweigert hat, den wegen ſeiner Angriffe gegen die imperia-
liſtiſche MittelamerikaPolitik der Vereinigten Staaten bekannten
demokratiſchen Senator King an Land zu laſſen. Dieſer Zwiſchen
fall hat auch innerpolitiſche Folgen gehabt. Jn demokratiſchen
Kreiſen ſpricht man davon, daß die Waſhingtoner Regierung
ſich aus die von Waſhington abhängige haitianiſche Regierung dä
hingehend beeinflußt habe, dem Senator King das Betreten Haitis
zu verbieten, unter dem Vorwand, daß Kings Aufenthalt die Ruhe
des Landes ſtören könnte.
Mord an einem amerikaniſchen Soldaten in Schanghai?

London, 15. März. Jn New-Hork ſind Gerüchte eingegangen,
daß der Körper eines Sergeanten des amerikaniſchen
Marinekorps im Wangpu-Fluß in Schanghai gefunden
wurde. Die Polizei glaubt, daß der Sergeant ermordert wurde

Unt ngeſtellt, über deren Ergebnis jedoch

ſeine Partei werde

Jahnund hat eine
noch nichts bekannt iſt



Reden zum Fenſter hinaus
Dr. Curtius wehrt ſich gegen Angriffe

Eigener Drahtbericht.)
Berlin, 15. März. Auch heute hat man im Reichstage recht

fleißig gearbeitet. Eine Hochflut von ſtreitigen Fragen iſt zu be
wältigen. Jmmer neue Schwierigkeiten und Probleme unſerer
Finangz und Wirtſchaftspolitik werden in die Erörterung gezogen.
Die Ausſchußſitzungen beginnen am frühen Vormittag und dehnen
ſich ſtunden aus, werden ſogar noch am Abend fortgeſetzt.
In den Ausſchüſſen wird recht wertvolle Arbeit geleiſtet und es
kommt dort wirklich noch zu einer parlamentariſchen Auseinander
ſetzung, bei der Regierung Antwort ſtehen muß und keine
gründlich vorbereiteten Reden zum Fenſter hinaus gehalten wer-
den, wie das im leider ſo oft der Fall iſt und worüber
ſich heute mit Recht der Reichswirtſchaftsminiſter Dr. Curtius im
Plenum beſchwerte. Endlich einmal hat ein Miniſter es fertig-
bekommen, darüber in einer Plenarſitzung zu beſchweren, daß
das Intereſſe viel zu wünſchen übriglaſſe und daß Wirtſchafts
politik vor leeren Bänken getrieben werde. Natürlich kann der
Herr Miniſter bei der ſtarken Jnanſpruchnahme der Abgeordneten
durch die Ausſchußſitzungen nicht mit einem vollen Haus rechnen,
aber im allgemeinen konnte er mit der Beteiligung noch immerhin
zufrieden ſein, denn bei den Etats ſeiner Miniſterkollegen ſieht
es oft noch viel troſtloſer im Plenum aus. Seine Klage gegen
die Oppoſitionsredner, ihnen käme es nur darauf an, ihre vor
bereiteten Reden herunterzuleſen, erſcheint nicht unberechtigt,
denn tatſächlich hat die Oppoſition ihm geſtern nur ſchwere Vor
würfe gemacht, iſt aber keinswegs auf ſeine Erklärungen ein
gegangen, richtete Angriffe gegen ihn, die durch ſeine ausführlichen
Darlegungen tatſächlich gegenſtandslos geworden waren.

Wirtſchaftspolitik im Reichstage
Vizepräſident Eſſer eröffnet die Sitzung um 2,15 Uhr. Gegen

den kommuniſtiſchen Antrag, ſofort die Frage der Erhöhung der
Bezüge der Jnvaldienverſicherung zu behandeln, wird Widerſpruch
erhoben, da erſt die Vorſchläge der Regierung abgewartet werden
ſollen. Die 2. Leſung des

Haushalts des Reichewirtſchaftsminiſteriums

wird fortgeſetzt.5 ehe (Dn.) weiſt auf die ſtarke Vermehrung der
Eigenbetriebe des Reiches, der Länder und der Gemein
den hin. Jhre ſtändig wachſende Ausdehnung auf weitere Erwerbs-
zweige ſei zu einer großen Gefahr für die Privatwirtſchaft, in erſter
Linie für Handwerk und Einzelhandel geworden. Der Konkurrenz
dieſer behördlichen Betriebe iſt das freie Gewerbe natugemäß nicht
gewachſen, weil ſie nicht die öffentlichen Laſten zu tragen haben, die
die Privatwirtſchaft an Steuern aller Art auf ſich nehmen muß.
Sie führen daher zu einer wirtſchaftlichen Schwächung und letzten
Endes zur Aufſaugung des Gewerbes. Dieſer unbeilvollen Ent
wicklung müſſe entgegengetreten werden. Der Redner fordert
Unterſtützung der Kreditgenoſſenſchaften und Beibehaltung der
Meiſterlehre im Berufsſchulgeſetz. Notwendig ſei ein Staatsſekretär
für das Handwerk, mindeſtens aber müſſe dem Handwerk ein

Miniſterialdirektor gewährt werden. nAbg. Beythien (D. V P.) dankt dem Reichswirtſchaftsminiſter
für die von ihm veranlaßte Aufhebung der Preistreibereigeſetz
gebung und für die Zurückziehung des von ſeinem Vorgänger über-
nommenen Geſetzes über den Preisabbau. Die Aufhebung dieſer
Ausnahmegeſetze bedeute die vom Mittelſtand lange erſehnte ſelbſt
verantwortliche Freiheit. Der Redner bezeichnet die mittelſtändiſche
Velawllam. aig ſchwere inſgehliche Kritik wie ſte die Firtſchafta

verminderung für Handel, Handwerk und Gewerbe. Manche neue
Wettbewerbsarten ſeien bedenklich, ſo die Konſumkreditfinanzie
rung. Der Zugabenunfug verdiene Bekämpfung. Bei Aenderung
der Gewerbeordnung müſſe verboten werden das Hauſieren mittels
Kraftwagens, ferner der hauſierermäßige Vertrieb von orientali-
ſchen Teppichen. Er begrüßte die Schaffung eines Miniſterialdirektor-
poſtens für die Fragen von Handwerk, Einzelhandel und Gewerbe,.

Abg. Sonner (Zentr.) erklärt, das Handwerk habe Deutſchland
viele wertvolle Kräfte beſchert. Jetzt herrſchte im Handwerk
drückende Erwerbsloſigkeit und nan müſſe ſich lediglich durch
hungern.

Abg. Büll (Dem.) iſt der Meinung, daß das Kartellweſen vom
Miniſterium in übertriebener Weiſe gefördert werde.

Hundert Jahre Aluminium
Von A. C. Jebens, Pallanza.

Vor hundert Jahren hielt der deutſche Chemiker Friedrich
Wöhler als erſter unter den Menſchen das grauſilberne Metall
Aluminium in den Händen. Er war 26 Jahre alt, als ihm dieſe
Tat gelang, 1800 wurde er in Eſchersheim bei Frankfurt a. M.
eboren und er befand ſich damals nach einem Studium in
arburg, Heidelberg und Stockholm in der jungen StädtiſchenGewerbefchule zu Berlin, die ſpäter zur Charlottenburger Tech

niſchen Hochſchule ausgebaut wurde. Es war ein ſehr einfaches
Laboratorium, von dem aus Wöhlers Gedanken ihren Weg in die
Welt hinaus nahmen. Die Allgemeinheit wird mit den Titeln:
Aluminium, zyanſaure Salze, Syntheſe des Harnſtoffes am
ſchnellſten über die Bedeutung ſeiner Arbeiten für unſer aller
Leben unterrichtet ſein.

Neuerdings ſtreitet man ſich, ob nicht Oerſtedt der Entdecker
ruhm des Aluminiums gebührt. Ein Streit, der dieſen beiden
Männern durchaus fern lag; ſie gönnten ſich gegenſeitig ihren
Anteil, den Oerſtedt, wie Wöhler bereits in ſeiner erſten Ver
öffentlichung 1827 7ahrte, durch die Darſtellung eines aller
dings noch durch Kalium und Queckſilber verunreinigten Alu
miniums unſtreitig beſaß. Das reine Metall ſtellte erſt Wöhler
dar, und nach ſeinem Verfahren wurde noch 60 ar lang ge
arbeitet, bis die in den Wer Jahren aufkommende Dynamo-
Da gine die elektrolytiſche Aluminium- Darſtellung zum Leben
weckte.

Heute wird Aluminium hüttenmänniſch aus gereinigtem
Bauxit erzeugt, das in chemiſch faſt reine Tonerde (Alz 0Oz, alſo
eine Verbindung von Aluminium und Sauerſtoff) übergeführt
und mit Kryolith bei 1000 Grad Celſius der Elektrolyſe unter
worfen wird. Dabei ſetzt ſich Aluminium kathodiſch am Boden
ab, während die bei der Elektrolyſe benutzten Kohleanoden durch
den aus den Mineralien freiwerdenden Sauerſtoff zu Kohlen
oxyd verbrennen. Das Endergebnis beſitzt neben 99,6 v. H. Alu
minium noch Verunreinigungen von Eiſen und Silizium.

Die großen Hoffnungen, die zunächſt auf das neue Metall
geſetzt wurden, n ſich nicht alle erfüllt. Wir müſſen geſtehen,
daß wir uns erſt am Entwicklungsanfang des Aluminiums be-
L n, das wegen ſeines geringen Gewichtes von nur etwa einem

ittel des Eiſens und e guten Walzbarkeit viele Erfinder-
köpfe beſchäftigt. Man fertigt aus ihm Geſchirre und Beſtecke,

und Sportgeräte aller Art an, es verdrängt das
iol und erſetzt das teure Kupfer in den Hochſpannungs

Fernleitungen. Auch die Tatſache, daß es gegen manche Säuren
unempfindlich iſt, verſchaffte ihm Eingang in die Nahrungs-
mittel- und chemiſche Jnduſtrie.

Wir ſehen, das Anwendungsgebiet iſt groß, und gerade in
letzter Zeit wurde viel Neues dazu gewonnen. Bisher handelte
es ſich um Aluminium, das keine größeren Proben auf Feſtigkeit
guszuhalten hatte. Dieſer Nachteil begrenzte natürlich die Ver

Abg. Lemmer (Dem.) proteſtiert dagegen, daß die Reichsre
gierung in ihrem Entwurf den ſchwediſch amerikaniſchen Zündholz
kruſt geradezu ſanktioniere. Durch ein deutſches Geſetz ſolle hier
einer ausländiſchen Kapitaliſtengrüppe die Ausbeutung des deut
ſchen Marktes geſichert werden. Die Bildung des Truſtes habe
bereits eine Preisſteigerung von 30 Prozent zur Folge gehabt.

Reichswirtſchaftsminiſter Dr. Curtius
beklagt ſich darüber, daß die Oppoſitionsredner mit vollſtändig
vorbereiteten Manufkripten auf die Tribüne getreten ſeien und
infolgedeſſen zu den eingehenden, ſachlichen Darlegungen der Re
gierung nur in kurzen Eingangs oder ne Wer Stel
lung genommen hätten. (Stürmiſche Zurufe und Widerſpruch
links.) Ein ſolches Verfahren ſei nicht geeignet, zu einer ſach
lichen Auseinanderſetzung zu führen. Die Jntereſſ enOr
ganiſationen aller Richtungen ſeien ohne r ein
ſtarkes Aktivum unſerer geſamten Wirtſchaft. Man ſei ich aber
auch klar darüber, welche ungeheure Gefahren von dieſen Organi-
ſationen ausgehen. Der Miniſter erklärt, daß er immer dafür
eintreten werde, daß das Reich und das Gemeinwohl von dieſen
Organiſationen nicht überwuchert werden. Den Demokraten
müſſe man erwidern, daß ſie doch die Handelsvertragspolitik
12 Monate lang mitgemacht haben. Erſt ſeit zwei Monaten ſeien
die Demokraten nicht mehr in der Regierung, und in dieſer Zeit
ſei das Wirtſchaftsminiſterium ebenſo aktiv geweſen wie vorher.
Der Miniſter ſagt die Verwendung eines namhaften Betrages
zur Ausbildung von Jngenieuren in den Vereinigten Staaten und eines Betrages für die Werkſtätten-
ſchau Berlin 1927 zu. Ein beſonderes Qualitätsmarkenſchutzgeſetz
hält er nicht für erforderlich. Auch die kartellierte Induſtrie habe
die Preiſe geſenkt, z. B. für Stickſtoff und Aluminium.
Die Preiſe für Kohle, Eiſen und Kali ſeien an ſich bereits ver
ältnismäßig niedrig. Der Preiserhöhung für Kali r man
ich nicht widerſetzen können, als die Verhältniſſe der andwirt-
ſchaft ſich gebeſſert hatten. Das Ziel der Rationaliſierung und der
Techniſierung und die Erhöhung der Kauftraft ſei noch nicht er
reicht. Ueber die Kartellfrage werde man ſich demnächſt
im Ausſchuß unterhalten. Eine Aenderung der HQuotenentſchädi
gung für Stillegungen ſei aus rechtlichen Gründen unmöglich.
Das Verhältnis der Handelsvertragsabſchlüſſe zu den autonom
behandelten Ländern ſei vor dem Kriege 1:8 geweſen, heute be
reits 1:2. Deutſchland habe ſich alſo nach dem Kriege viel
ſtärker vertraglich gebunden. Unſere Handelspolitik
werde auch fernerhin auf Herabſetzung der Jnduſtriezölle gerichtet
ſein. Zwiſchen Verabſchiedung und Jnkrafttreten des g.
Zolltarifs werde ein ſo großer Zeitraum liegen, daß inzwiſchen
Handelsverträge nach dem neuen Entwurf abgeſchloſſen werden
können. Darum müſſe man zunächſt einmal eine gewiſſe Konſoli-
dierung in den anderen Ländern abwarten und den Abſchluß der
Weltwirtſchaftskonferenz.

Zur Frage der Subventionen erklärte der Miniſter, daß die
Geſamtſumme der Darlehen 36,5, die der Garantien 119, und die
der Reichsbürgſ haften 369 Millionen einſchließlich der Ruſſen
garantie, betrage. Alſo verhältnismäßig wenig egenüber den
Leiſtungen anderer Länder. Für das Zündholzgeſetz hätten die
Demokraten ſelbſt durch ihre Jnterpellation den Stein ins Rollen
gebracht. Für dieſe Regelung habe ſich auch der Reichswirt-
ſchaftsrat erklärt, deſſen Berichterſtatter in dieſer Frage der
demokratiſche Chefredakteur Bernhard ſei. (Hört, Hört und
Heiterkeit Die Handwerksordnung ſei den Ländern
zur Stellungnahme zugegangen. Die Frage der Verkaufsſtände
auf den Bahnhöfen werde beim Arbeitsſchutzgeſetz zu prüfen ſein.
Den Ländern ſei nahe gelegt, gegen jeden unzuläſſigen Waren
verkauf, einzuſchreiten. Dex Miniſter ſtellt feſt, daß die kleinenaus nich erbrit t worden ſeien, es habe ſich gezeigt, daß neben
dieſen Zuſammenſchlüſſen auch das Handwerk unentbehrlich iſt
und lebensfähig bleiben kann. Unſer Beſtreben müſſe immer
dahin gehen, das ganze Volk mit dem Gedanken zu durchdringen,
daß Wirtſchaft nicht Selbſtzweck iſt, ſondern daß es darauf an
komme, durch unſere Wirtſchaft zu einer höheren Kultur im
ganzen deutſchen Volke zu kommen. (Beifall bei den Regierungs
parteien.)

Abg. Loibl (B. V. P.) betont, daß kein Stand durch die
Jnflation ſo hart mitgenommen worden ſei, wie das Handwerk.
Der Mittelſtand im Gewerbe und Handwerk ſei es, der die
Arbeiterſchaft durch die Arbeitsloſigkeit hindurchſchleuſe.

Abg. Bartſchat (Dem.) erklärt, daß alle Behörden nach wie
vor der privaten Wirtſchaft Konkurrenz machen. Der Redner

wendungsmöglichkeiten, ebenſo wie ſeine
S ſetzte erſt ein Umſchwung ein durch die Erfindung des

eutſchen Alfred Wilm, die uns das Duralumin beſcherte, einen
Be n Werkſtoff, der ſeine Eigenſchaften einem geringen

uſatz von Magneſium verdankt. Es hat nach wie vor ſein ge
ringes Gewicht behalten, erreicht aber die Feſtigkeit guten Fluß-
eiſens. Und das erklärt die ſofortige weite Verbreitung des
Duralumin über die ganze Welt, nachdem es zum erſten Male
beim Bau des ZeppelinLuftſchiffes verwendet wurde.

Das Merkwürdige iſt das Einfache an dieſer Entdeckung.
Aluminium wird in einem Veredelungsverfahren mit Magneſium
geglüht und abgeſchreckt und bleibt dann mehrere Tage bei
Zimmertemperatur ſich ſelbſt überlaſſen. In dieſer Zeit ent
wickelt es ſeine begehrten Eigenſchaften. Die Vorgänge, die ſich
dabei abſpielen, ſind noch ziemlich ungeklärt. Und das verhindert
wohl auch einſtweilen die zielſichere Weiterentwicklung unter
Ausſchaltung aller nutzloſen Nebenwege, die man heute durch
ſtellung von allen erdenkbaren Legierungen verſucht. Auch dies
Wilmſche Duralumin iſt nur walzbar, nicht in Formen gießbar.
Die Amerikaner wollen dem abhelfen und arbeiten in ihren mit
großen Geldmitteln ausgeſtatteten Aluminium-Laboratorien an
der Uebertragung des Wilmſchen Veredelungsverfahrens auf
Gußlegierungen, anſcheinend mit Ausſicht auf baldigen Erfolg,

Wie weit Duralumin im Luftſchiff und Flugzeugbau benutzt
wird, iſt uns durch die Starrluftſchiffe und die freitragenden
Metallflugzeuge vor Augen geführt worden. Auch die Legierung
Lautal wird für Flugzeuge benutzt, ebenſo wie Aeron für Luft
ſchrauben. Die Berliner Stadtbahn greift nach dem leichten
Metall und läßt ſich einen Verſuchs-Stadtbahnzug bauen, bei dem
die tragenden Wagenteile aus Scleron und die weniger ſtark be
anſpruchten aus Aeron hergeſtellt werden. Die Untergrundbahn
beſte Wagenzüge verſuchen, deren Kaſtengerippe aus Lautal

eſteht.
Dazu treten wieder einige neue Legierungen, ber die noch

nicht viel bekannt ſein dürfte, wie das Montegal. Dieſes ſoll als
Leiſtungsſtoff Verwendung finden und ſtellt ein mit Nagneſium-
ſilizid und Kalziumſilizid legiertes Aluminium do das vor
allem eine gute Korroſionsbeſtändigkeit gegen atmoſt iſche Ein
flüſſe aufweiſt. Die Verſuche ſpielen ſich auf der J. l Shylt ab,
wo Montegal zur Beobachtung in Freileitungen verlegt wurde.
Ferner kommen einige für Konſtruktionszwecke beſtimmte Legie-rungen auf den Markt mit dem Namen Conſienctal in verſchiede-

nen Unterklaſſen. Eine von dieſen iſt mit Magneſiumſilizid,Kupfer und Titan legiert und erhält dadurch ähnliche Feſtigkeits-

eigenſchaften wie Duralumin, iſt jedoch mechantiſch ſehr leicht zu
bearbeiten. Ein anderes Conſtructal erhält durch eine Magneſium-
Zink-Beimengung ſehr hohe Feſtigkeitswerte, die ſich durch ge
eignete Behandlung bis auf 60 Millimeter ſteigern laſſen. Es iſt
kein Wunder, daß auch das Ausland verſucht, aus den deutſchen

bezeichnet die Erklärungen des Miniſters über den Handel auf
den Bahnhöfen als durchaus unbefriedigend.

Abg. Mollath (W. V.) erwidert dem Abgeordneten Loibl,
mit b Schimpfen auf die Drreg erung e Mittelſtands-
politik gemacht werde. Jn Sachſen habe die Wirtſchaftspartei
in der Regierung bewieſen, daß ſie ſehr wohl die berechtigten
Intereſſen aller Stände und Srhichten zu vertreten imſtand ſei.

Staatsſekretär Trendelenburg erklärt auf eine Anfrage, daß
die Vorarbeiten für die Aufhebung der Verordnungen über die
Abgabe elektriſcher Kraft uſw. noch nicht abgeſchloſſen ſeien. Jm
Laufe der nächſten Woche ſei die Aufhebung aber zu erwarkten,
Natürlich mit einer gewiſſen Uebergangsfriſt.

Abg. Creutzberg (Komm.) erklärt, daß durch das Zündholz
geſetz jede Konkurrenz unmöglich und der Preiserhöhung Tür
und Tor geöffnet werde. Damit ſchließt die allgemeine Aus-
ſpr n der Einzelausſprache fordert
(S. P. D.) Verbeſſerung der Ernteſtatiſtiken und
ſtatiſtiken.

Abg. Albrecht (D. Vp.) erklärt, die Kaliinduſtrie ſei ein
Muſterbeiſpiel dafür, daß got und Behörden ſich hüten ſollen,
in die Wirtſchaft einzugreifen.Der legt Reichswirtſchaftsminiſteriums iſt er-
ledigt. Dem Antrag des Ausſchuſſes entſprechend werden
750 000 Mark, die zur Förderung des deutſchen Außenhandel,
insbeſondere zur Zinsverbilligung für Darlehen für deutſche
Exporteure eingeſetzt waren, geſtrichen Die mit der Beratung
verbundenen Anträge werden den zuſtändigen Ausſchüſſen über
wieſen, ebenſo der Geſetzentwurf über das Zündholzmonopol.

Das Haus vertagt ſich auf Mittwoch 1 Uhr, Miniſterium für
Ernährung und Landwirtſchaft. Schluß gegen 8 Uhr.

Der Arbeitsplan des Reichstages
Berlin, 15. März. Der Aelteſtenrat des Reichstages hat heule

die Dispoſitionen für die Reichstagsarbeiten der nächſten Tage
etroffen. Am Donnerstag vormittag ſoll der Auswärtige Aus-ſchuß ſeine Sitzung über die Genfer Verhandlungen und die all

gemeine politiſche Lage abhalten. Jm Plenum wird, nachdem heute
der Etat des Reichswirtſchaftsminiſteriums erledigt ſein wird,
heute und morgen der Etat des Reichsernährungsminiſteriums
beraten werden. Von Donnerstag ab folgt die Beratung des Etats
des Reichsminiſteriums des Jnnern und in der nächſten Woche
vorausſichtlich ſchon am Montag, wird der Etat des Miniſteriums
des Auswärtigen auf die Tagesordnung geſtellt werden.

Ein neuer Fall Machan?
Beſchlagnahme einer weiblichen Leiche im ſtädtiſchen

Krankenhaus während der Sektion

Berlin, 15. März. Jm Städtiſchen Krankenhaus
Gitſchinerſtraße wurde ein wegen eines Herzfehlers ein
geliefertes Mädchen, das vorher von ihrem Arzt als ſyphiliskrank
noch nicht behandelt worden war, auf Grund der Waſſermann-
ſchen Blutunterſuchung ohne ihr Einverſtändnis mit 7 Nevſal-
varſanSpritzen behandelt. Jm Anſchluß daran bekam ſie ähnlich
wie beim Bremer Fall der Lisbeth Kolomak-Machan einen
ſtarken Hautausſchlag am ganzen Körper. Sie ſtarb
dann vor einigen Tagen plötzlich. Die Oberſtaatsanwaltſchaft
iſt mit der Prüfung des Falles beſchäftigt und hat die Leiche
während der Sektion durch die Aerzte des Krankenhauſes be
ſchlagnahmen laſſen.

Zum Kbſturz Ungewitters
Verlin, 15. März. Mit dem Abſturz des Fliegers Ungewitter,

des Chefpilots der AlbatrosWerke, iſt einer der erfolgreichſten
und tüchtigſten deutſchen Flieger ſeinem Beruf zum Opfer ge
fallen. Ungewitter probierte heute auf dem Flugplatz Staaken
e j iwöbet er inkijerreetänrli lehnt fhp e h verehs
eine ganze Zeit in der Luft befunden, als ſeine Maſchine in
einer Höhe von etwa 600 bis 800 Meter ins Trudeln geriet, d. h.
mit dem Motor nach unten um ihre eigene Längsachſe drehte.
Der Flieger verſuchte die Maſchine wieder in die normale Flug
lage zu bringen, was ihm jedoch mißlang. Das Flugzeug
ſtürzte ſodann aus einer Höhe von etwa 100 Meter ſenkrecht mit
dem Propeller nach unten zur Erde. Der Sturz erfolgte mit
ſolcher Wucht, daß der Motor ſich tief in die Erde einbohrte,
wobei das Flugzeug vollſtändig zertrümmert wurde. Unter den
Trümmern wurde Üngewitter tot hervorgezogen. Es handelt ſich
hierbei, was beſonders hervorgehoben werden muß, nicht etwa
um ein Verkehrsflugzeug, ſondern um eine Schul,

Abg. Simvn-Franken
der Lohn

ſchlechte Gießbarkeit.

Vorarbeiten Nutzen zu ziehen und unter Zuſe bung gleichgültiger
Elemente die Patente zu umgehen. So ſtellt Rußland das

und Sportmaſ-hine. Die ache des Unglücks konnte bisher
noch nicht feſtgeſtellt werden.

Koltſchugalumin und Frankreich das Alferium und Aldal her, an
denen außer dem Namen nicht viel Neues iſt.

Einen ſehr großen Fortſchritt dagegen bedeutet die letzte Er
findung „K. S. Seewaſſer“, eine Legierung, die auch gegen die
Wirkungen des Seewaſſers gefeit erſcheint. Die Wirkung erklärt
ſich aus der Beimengung von Antimon, das mit den Salzen des
Meerwaſſers eine Verbindung eingeht, die in der Hauptſache aus
Antimonoxychlorid beſteht und als ſehr feſter Ueberzug auf dem
Aluminium haftet. Das Metall braucht alſo nicht mehr durch
Schutzanſtriche, die immer wieder erneuert werden müſſen, vor
der Zerſtörung durch Seewaſſer geſchützt zu werden, ſondern
ſchützt ſich durch den aus ſich ſelbſt heraus gebildeten Ueberzug
ein für allemal.

t r jüngſte Zweig der jungen Aluminium-Jnduſtrie
weiſt auf die Zukunftsmöglichkeiten des leichten Metalls hin, in
deſſen Herſtellung Deutſchland nur hinter Amerika zurückſteht.
Zudem gen wir es im Lande aus eigenen Rohſtoffen. Daraus
erklärt ſich die hohe Bedeutung aller Arbeiten an der Vervoll
kommnung des Aluminiums, zu denen vor hundert Jahren Wöhler
mit ſeinem Porzellantiegel voll kleiner Metallkörnchen die Grund
lage gegeben hat.

Auf der IV. Muſikfachausſtellung in Frankfurt a. M.
werden in den verſchiedenen Häuſern des umfangreichen Aus
e sgeländes nicht weniger als vier große Konzertorgeln zur
Ausſtellung kommen. Die führenden Firmen der Orgelbau
induſtrie, wie Steinmayer, Weigl, Walcker, Späth, haben den Ein
bau von Jnſtrumenten in Ausſicht genommen. Entgegen den
Einrichtungen der bisherigen drei Muſikfachausſtellungen, bei
denen die Raum und Schallfragen unzureichend gelöſt waren,
bieten die zahlreichen und geräumigen Häuſer des Frankfurter
Ausſtellungsgeländes die Möglichkeit, bezüglich der Jſolierung der
nen Räume alle berechtigten Wünſche der Muſikinduſtrie zu
erfüllen.

Zur Theaterfuſion Gotha--Eiſenach. Gegen die vom
Eiſenacher Stadtrat nahezu einſtimmig beſchloſſene Fuſion des
Landestheaters Gotha mit dem Stadttheater Eiſenach hat der
Theaterbeirat der Stadt Gotha aus vertraglichen, wirtſchaft
lichen und künſtleriſchen Gründen Einſpruch erhoben. Die
geplante Verſchmelzung widerſpreche den Auseinanderſetzung
verträgen vom 29. März 1923 in Verbindung mit der Ent-
ſchließung der Gothaer Gebietsvertretung und bilde den erſten
r Abbau und zur Zerſtückelung des Gothaer Landes

eaters.
Luigi Pirandello hat ſoeben ein neues Drama be

endet, das trotz ſeines Titels „Lazarus“ ein Stück mit
modernem Sujfjet iſt. Der Dichter beginnt jetzt mit ſeiner Schau
ſpieltruppe eine mehrmonatige Spielzeit in Rom. Der Spielplanwird italieniſche, franzöſiſche, engliſche und ungariſche Stücke mit

ausdrücklichem Ausſchluß jeglichen deutſchen Werkes umfaſſen.
Später will Pirandello eine faſziſtiſche Propagandareiſe nach Süd-
amerika unternehmen.
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Haushaltsrede im Provinziallandtag
Eröffnung durch Gberpräſident Hörſing Landeshaupim ann Dr. Hübener über den Etat 1927 Nicht 16 Prozent,

ſondern 14,5 Prozent Umlage Die Hochwaſſerſchäden als finanzielle Gefahr
(Von unſerem nach Merſeburg entſandten Dr. R. Redaktionsmitglied.)

Merſeburg, 15. März. Um 1128 Uhr eröffnete Oberpräſident
Hörſing den 42. Provinziallandtag mit einer Anſprache, die
folgenden Wortlaut hatte:

„Meine Damen und Herren! Zu einer ganz beſonders
wichtigen und bedeutungsvollen Tagung ſind Sie zuſammen
getreten, auf der es Fragen zu löſen gilt, die für die weitere
Entwicklung der Provinzialverwaltung der Provinz Sachſen von
ausſchlaggebender en zu ſein ſcheinen und ſein werden.

Seit Jhrer letzten Tagung iſt auf außenpolitiſchem Gebiete
ein Ereignis von beſonderer Bedeutung eingetreten, nämlich der

Eintritt Deutſchlands in den Völkerbund.
Die Hoffnungen und Erwartungen, die wir an dieſes wich
tige Ereignis geknüpft haben, ſind allerdings bisher im Weſent
lichen noch nicht in Srfüllung gegangen. (Hört, hört!
rechts.) Doch iſt nicht zu leugnen, daß die Uebertragung eines
ſtändigen Ratsſitzes an Deutſchland ſeine Anerkennung als Groß-
match bedeutet, und daß ſich aus der Tatſache, daß Deutſchland
nunmehr mit berufen iſt, die Geſchicke der Welt zu leiten, Fol
gerungen ergeben müſſen, die erſcheinen. unſere nur zu
berechtigten Wünſche mit mehr Nachdruck zur Geltung zu bringen.Jn deſer Beziehung möchte ich beſonders unterſtreichen, daß ſich

nicht mit dem Geiſte von Locarno die weitere Beſetzung
deutſchen Gebietes verträgt,

und daß wir zur erſprießlichen Gemeinſchaftsarbeit verlangen
müſſen, daß nunmehr endlich der Deutſche wieder auf deutſ em
Boden wohnen und ſich uneingeſchränkt entwickeln darf. u

ſtimmung.) tJnnenpolitiſch kann ich zunächſt zu
richtigen Freude feſtſtellen, daß der

republikaniſche Gedanke und unſere jetzige Staatsform
ſich im verfloſſenen Jahr weſentlich gefeſtigt

hat. (Bravo links.) Die deutſche und die preußiſche Republik

meiner auf

ſteht unerſchüttert und feſtigt ſich von Tag zu Tag. Jn den letzten
Monaten haben beide Volkskreiſe, ja große Parteien, ſich zur
Republik und zu ihren Farben öffentlich bekannt. Hoffen wir.
daß es nicht nur ein Lippenbekenntnis war; dann wird die Streit-
frage um die Staatsform bald der Geſchichte angehören.

Wirtſchaftspolitiſch ſtehen wir leider immer noch unter dem
Zeichen einer

ſchweren Wirtſchaftskriſe,
wenn auch nicht in Abrede geſtellt werden kann, daß ſich eine
leiſe Beſſerung in ſteigendem Maße bemerkbar macht. Es iſt dies
z. T. auf die Belebung der Wirtſchaft ſelbſt wofür die letzte
Leipziger Meſſe ein Beweis iſt und zum Weiteren auf das
wenn auch unzulängliche Arbeitsbeſchaffungsprogramm der
Reichsregierung zurückzuführen, an dem ſich in dankenswerter
Weiſe auch die Provinzialverwaltung, ſoweit es ihr irgend möglich
war, beteiligt hat. Daß
zu dem Arbeitsbeſchaffungsprogramm auch der Mittellandkanal

gehört, und zwar einſchl. ſeiner Südflügel, hat die
Reichsregierung auf Vorſtellungen, die mit Nachdruck aus der
Provinz Sachſen erhoben ſind, anerkannt. Jn dieſem Zuſammen
hange möchte ich auch der außerordentlichen

Ausdehnung des größten Jnduſtrieunternehmens
der Provinz Sachſen, des Leungawerkes, gedenken, das durch
ſeine Entwicklung für die Belebung des Arbeitsmarktes gerade in
unſerer Provinz ſehr günſtige Ausſichten erweckt.

Einen weſentlichen Teil Jhrer Beratungen wird
der Haushaltsplan für 1927

in Anſpruch nehmen, der gegenüber dem Haushaltsplan von 1926
mehr als 14,2 Millionen Reichsmark aufweiſt; und dementſprechend
in Einnahme und Ausgaben mit 76,9 Millionen Reichsmark ab
ſchließt. Die diesjährigen Aufgaben und Sorgen der Provinz
treten in den Anforderungen des Extraordinariums hervor. Von
dieſen verdient beſonders hervorgehoben zu werden das
Arbeitsbeſchaffungsprogramm im Straßenbau, das
einen Aufwand von 4 Millionen Reichsmark erfordert, und m. E.

Anerkennung verdient auch die große
Hilfe, die die Provinzialverwaltung mit 3,7 Millionen Reichsmark
für die im Sommer 1986 eingetretenen Hochwaſſerſchäden
gewähren will und zwar umſomehr, als die Provinz ebenſo wie

Und im Unglüch nun erſt recht!

27] Ein deutſcher Roman von Hermann Richter

„Vater, das Gnadenbrot aus Ludwigs Hand eſſen,“
brach es elementar aus Franziska hervor, „lieber laſſe ich
den Betrieb verſteigern.“

„Und von wem ſtammt der Beſitz?“ wetterte der Alte
los. „Vergißt du, daß er, ehe er in deines Gatten Hand
überging, mein Eigentum war? Betrachtet Jhr mich als
altes Eiſen, he?“
Nun mußte die helle Frau Farbe bekennen, ſo gerne

ſie es vermieden hätte.
„Lieber Vater, dein Sohn Ludwig begehrt mich zum

Weibe. Verſtehſt du nun?“ Der Alte ſtutzte: „So ſo
das iſt allerdings etwas anderes. Und hm ich kann
verſtehen, daß du dem Dieter die Treue hältſt. Komm her,
Mädel, du biſt doch die beſte von allen Weibern, die ich je
kennengelernt.“

Nun er küßte die Schwiegertochter herzhaft auf den

„Na was nun Kinder?“
„Wir müſſen verkaufen, Vater. Es hilft nichts. So

ſchnell als möglich. Die Verſteigerung verhindern.“

„Und wir?“ fragte er mühſam.
„Du haſt deine Penſion, Vater. Du kommſt durch.“
„Brauch ich nicht für mich. Sie ſteht Euch ſelbſtverſtänd-

mit zur Verfügung. Aber ſie wird nicht reichen für uns

„Etwas wird von dem Kaufpreis ſchon übrig bleiben,“
ſagte Franziska zuverſichtlich.

„Und wenn nicht, dann verkaufe ich meinen Schmuck.
Dr. eher in die Stadt. Jch mache eine Haushaltsſchule

„Du willſt in deinen Jahren noch beruflich tätig
en?“
„Arbeit ſchändet nicht, Vater!“

der Staat zur Unterſtützung notleidender Kreiſe nicht unerhebliche
Beträge über das übliche Drittel bereit ſtellt. Daß auch das
Kleinbahnweſen und die Elektrizitätsunternehmungen der Provinz
im kommenden Jahre erheblich weiter entwickelt werden ſollen,
legt beredtes Zeugnis ab von der immer größeren

Beteiligung der Provinz an wirtſchaftlichen Unternehmungen.

Endlich werden Sammeldarlehen in erheblicher Höhe zur
Erſtattung von Mitteln für Neubauten wie die zweite Rate für
das Erziehungsheim in Eilenburg und die Beteiligung an der
Mitteldeutſchen Heimſtätte, für Gasfernverſorgungsunter-
nehmungen u. a. mehr ſicher Jhre Zuſtimmung finden. Unter den
Vorlagen des Landtages erſcheint von beſonderer Bedeutung die
Errichtung einer Landesheilanſtalt, die durch die
ſteigende Zahl der Geiſteskranken unabweisbar geworden iſt, die
finanzielle Beteiligung der Provinzialverwaltung an der
Vollendung des Mittelländkanals und auf ſozialem
Gebiete die Errichtung eines Mütterheims in Magdeburg, und
endlich, und das gewiß nicht an letzter Stelle, die

Verlegung der Provinzialverwaltung von Merſeburg
nach Magdeburg oder Halle. Die in der letzten Vorlage zu Tage
getretene Jnitiative des Herrn Landeshaupttnanns begrüße ich
aufrichtig, weil ich mit ihrn glaube, daß die Belange der Provinz
in einer größeren zentral gelegeneren Stadt beſſer wahrgenommen
werden können, als von Merſeburg aus. Wenn ich auch keines-
wegs verkenne, daß aus einer ſolchen Regelung für die Stadt
Merſeburg Nachteile erwachſen, ſo glaube ich doch, daß dieſe Nach
teile einer einzelnen Stadt gegenüber den erhehlichen Vorteilen
für die Allgemeinheit der Provinz nicht von ausſchlaggebender Be
deutung ſein würden, wie ich weiter der Anſicht zuneigen möchte,
daß die durch die Verlegung entſtehenden Koſten durchaus fruchtbar
angelegt ſein werden. Wegen der zu jeühlenden Stadt möchte ich
der Selbſtverwaltung in keiner Weiſe vorgreifen, nur die Hoff
nung ausſprechen, daß die ſchwerwiegende Entſcheidung in einer
Weiſe fallen möge, wie ſie den Jntereſſen der Provinzialver
waltung (Zurufe rechts: Provinz!) wenn Sie wollen, auch der
Provinz am beſten und am meiſten dient.

Mit Dank an alle Beamten, Angeſtellten und Arbeiter der
Provinzialverwaltung erk'äre ich namens der preußiſchen Staats
regierung den 42. Provinziallandtag der Provinz Sachſen für
eröffnet (Pravo!)

Das älteſte Mitglied, Graf Poſadowski, iſt nicht anweſend.
Gutsbeſitzer Kluge übernahm deshalb das Altéèrspräſidium. Die
Anweſenheitsliſte ergab die Anweſenheit von 111 Mitgliedern.
Zwiſchen den zum Vorſitzenden vorgeſchlagenen Abg. Oberbürger-
meiſter Beims Magdeburg (Soz.) und Abg. Holzweißig (Komm.)
erfolgte Stichwahl. Abgegeben wurden 111 Stimmzettel, davon 84
für Aba. Beims und 18 für Abg. Holzweißig, 1 Abg. Kaſparek und
8 ungültig. Zweiter Vorſitzender und Schriftführer wurde Abg.
Buſſe (Dn.),

Nach der Wahl der Beiſitzer und Schriftführer dankte Abg.
Beims Magdeburg für das Vertrauen ſeiner Wahl, das er als
Beweis dafür gelten laſſe, daß „eine gewiſſe Agitation gegen ihn
an den Abgeordneten ſpurlos vorübergegangen ſei. Dem Abg
Lorenz (Dn.), der heute zum 25. Male anweſend iſt, ſprach der
Vorſitzende ſeinen Dank aus. Daran ſchloſſen ſich die üblichen
Regularien ſowie die Verleſung der eingegangenen Anträge, unter
denen u. a. ſich einer der Kommuniſten gegen die Mietserhöhung
und für die Bewilligung von 500 000 Mark für Arbeiterſportplätze
befindet. Zur Geſchäftsordnung wurden die Anträge der Kommu-
niſten, die Erwerbsloſenanträge als erſten Punkt auf die Tagesord-
nung zu ſetzen, mit den Stimmen aller anderen Fraktionen ab-
gelehnt. Schluß 2 Uhr.

Jn der 32 Uhr eröffneten Nachmittagsſitzung ergriff
alsbald

Candeshauptmann Dr. Hhübner
das Wort zu ſeiner Etatsrede. Eingangs bemerkte er, daß in
der letzten e von 322 Druckſpalten nur 40 Spalten im Land-
tage zur Geſchäftsordnung geſprochen worden ſeien. Darin liege
die Erklärung dafür, daß die Abgeordneten damals den Verhand
lungen nicht mehr hätten folgen können, und daß damals ver
ſchiedene Punkte der Tagesordnung unerldigt geblieben ſeien. Der
Haushaltsplan (über den wir bereits ausführlich berichtet haben.

„Vater hat mit„Jhr zieht zu uns, Fränzi,“ bat Lilo.
uns ſchon darüber geſprochen.“

„So haltet auch Jhr für röllig ausſichtslos, den Beſitz
für uns zu retten?“ fragte die helle Frau bitter.

„Vater hat alles verſucht, 50 000 Mark zuſammenzu-
kriegen. Jeder Verſuch iſt fehlgeſchlagen bei der heutigen
Geldknappheit,“ bemerkte Lilo niedergeſchlagen.

Die helle Frau umarmte die Baſe.
„Dank, tauſend Dank deinem lieben Vater, Lilo. Du

d ein, daß ich das hochherzige Anerbieten nicht annehmen
ann.“

„Und wovon ſollen die Kinder ſtudieren?“ fragte Lilo.
Die helle Frau ſah ihr ſtolz in die Augen.
„Notfalls von meiner Hände Arbeit. Sie ſollen vor

läufig nicht erfahren, wie es um uns ſteht. Laßt ſie in
München ihre Jugend genießen und die Waffen ſchmieden
für ihr Lebenswerk, damit ſie es einmal leichter im Leben
haben als wir!“

XVIII.,
Giſela hatte die Neue Pinakothek verlaſſen und ſchritt

durch die Thereſienſtraße nach dem Engliſchen Garten. Sie
war noch ganz im Banne der herrlichen Gemälde, die ſie
geſchaut. Bisher hatte ſie für die Meiſter des Marienlebens
aus den niederrheiniſchen und oberdeutſchen Schulen und
für die holländiſchen und flämiſchen Meiſter geſchwärmt.
Heute aber, ſeitdem ſie die köſtlichen Schöpfungen von
Schwind. Spitzweg, Defregger, Menzel und Böcklin erſchaut
hatte, ſchlug ihr Herz auch für die jungen deutſchen Meiſter.

Jm engliſchen Garten fielen die Blätter langſam zu
Boden. Die Sonne hatte ihre Kraft verloren. Die Gärtner
türmten an den Wegrändern Haufen bunten, welken Lauses
auf. Die auf den Weg geflatterten Blätter raſchelten und
kniſterten, wenn ihr Fuß ſie betrat.

Die Schwäne im Kleinheſſeloher See ſchwammen maje-
ſtätiſch dem „Milchhäuſel“ zu und mieden das Getriebe der
Kähne, deren Jnſaſſen den ſonnigen Herbſtnachmittag mit
Rudern auf dem klaren See verbrachten.

Für S. rrigotor. Fiir St usw. es 9urnmni- Bieder, Sr.

D. Schriftl.) verlange dringend eine Rationaliſierung der Verwalſang du vorigen Jahre ſei von den vorgeſehenen Ausgaben durch

den Landtag nichts geſtrichen, andererſeits die Umlage herabgeſetzt
worden. Das letzte Jahr war ein Notjahr. Aber weiter könne man
auf dieſem Wege der Ausgabenſenkung nicht gehen. Ein weiteres
Senken der Umlage ſei unmöglich, immerhin könne er mitteilen,
daß die

Umlage nicht 16 Proz., ſondern nur 1436 Proz.
gegen 12 Prozent im Vorahre betragen werde. Die Beſoldungsaus
gaben machen 7,6 Millionen Mark aus. Da 300 000 Mark Proz.
Umlage ausmachen, bitte er den Beſoldungsausſchuß, nicht über die
Vorlage des Provinzialausſchuſſes hinauszugehen, d. h. nicht das
Beſoldungsſyſtem, mit dem ſich das Beamtenlum abfinden müſſe,
(Widerſpruch linfs), willkürlich zu verbeſſern. Redner warnke vor
ükerſtürzten Beſch'ſiſſen auch in der Wohlfahrtspflege. Jm
Komfort unſerer Wohlfahrtsanſtalten werde man ſich einſchränken
müſſert.
Erwerbsloſenfürſorge, Hochwaſſerſchäden und Straßenbauverwaltung
ſind die Punkte, die unſern Haushalt am ſchwerſten belaſten. Die
Erwerbsloſenzahl betrug im Februar 192ß 94 500, am l. November
waren es 45 000, am 1. Februar wieder 85 700. Sie wirkt ſich be
ſonders im Ertraordinarium- des Hausbalts aus, deſſen Mehrauf-
wand 9,5 Mill. Rm. ausmacht. Zur Erwerbsloſenhbeſchäftigung ſoll
das Proje einer Elbhrücke in Tangermünde verwirklicht werden,
ſobald die nötigen Zuſchüſſe vom Reichsverkehrsminiſter bewilligt
ſind. Man hoffe, im Frühjahr mit den Arbeiten beginnen zu

können. Was den fBau des Mittellandkanals
anbetrifft, ſo ſieht der Reichsverkehrsminiſter ihn neuerdings als
eine des Studiums bedürftige Frage an. Die Provinzialver-
waltung aber hält ihn für ein Verſprechen, das eingehalten
werden muß. Ferner iſt der Ausbau der

Harztalſperren des Oſtharzes
zu fördern; er ſoll in das preufßjſſche Arbeitsbeſchaffungsprogranint
aufgenmomen werden. Es handelt ſich dabei um ein Problem der
Landesfultur und der Elektrizitätswirtſchaft, das 34 Miſſionen be-
anſprucht. Eine waſſerwirtſchaftliche Geſellſchaft der Provinz ſſt
mit einer Prſifung dieſer Frage beſchäftigt.

Jn der Neuſahrsnacht 1925/26 wurde das Oſtharzaebiet durch
Hochwaſſer heimgeſucht. Die Provinz hat zur Notſtandsaktion
600 000 Mark aufgewendet. Für Hochwaſſer einſchließlich des Elb
hochwaſſers im Juni und Juli mußten 3.4 Millionen aufgebracht
werden. Dieſe Hilfsaktionen werden allmählich zu

einer finanziellen Gefahr.
Die Anſicht, daß entſtandener Schaden vergütek werden müſſe, ſei
irrtümlich. Die Provinzialverwaltung ſei keine Verſicherungsan-
ſtalt. Man bedaure zwar die Aktion nicht, müſſe aber doch etwas
tun zur Verhütung ſolcher Unwetterſchäden, eine Aufgabe, die dem
Staate zufalle. Die Hochwaſſerkataſtrovhe werde jedenfalls auf
viele Jahre hinaus die Umlage mit 6 Prozent belaſten.

Der Straßenbau gebraucht in dieſem Jahre rund 11 Mill.
Mark. Die

Aufwendungen für Straßenbau
haben jedoch ihren Kulminationspunkt überſchritten. Das Projekt
der neuen Landesheilanſtalt koſtet allerdings 8 Millionen. Damit
ſind jedoch die großen Ausgabevoſten geſchloſſen. Jn allen übrigen
Zweigen habe ſich die Verwaltung größter Sparſamkeit r
Der Redner ſchloß mit dem Wunſche, daß die Provinz Sachſen Id
nicht mehr Stiefkind des Reiches ſein möchte, ſondern wie die
anderen Provinzen auch wirtſchaftlich nicht mehr ein Konglomerat
von verſchiedenen Staaten ſein werde.

Jm Anſchluß an die Rede des Landeshauptmanns, die r
Komm. Benkwitz als eine Kampfanſage bezeichnete, kamen die
vier kommuniſtiſchen Onträge zur Erwerbsloſenfrage zur Debatte.
Darin wird die Durchführung des Abeitsvrogramms, Ausbau der
Erwerbsloſenfürſorge, Erhöhung der Unterſtützung um 50 Prozent,
Förderung des Wohnungsbaues für die arbeitende Bevölkerung ge
fordert. In faſt fe einſtündigen Agitationsreden verſuchten vier
kommuniſtiſche Diskuſſionsredner eine Beratung der Anträge durch
zudrücken. Sie wurden jedoch ſämtlich, teilweiſe im Hammelſprung,
abgeſehnt. Dabei kam es natürlich zu lebhaften Demonſtration
der Kommuniſten, die beſonders ihren roten Brüdern von rechts
für ihre Teilnahmsloſigkeit ziemlich den Kopf wuſchen. Die erregten
Auseinanderſetzungen fanden erſt gegen 8 Uhr ihren Abſchluß.

Der Mittwoch iſt ſitzungsfrei, da die Ausſchüſſe beraten müſſen.
Am Donnerstag beginnt dann die Debatte über den Etat. Donners
tag 9 Uhr ſetzt der Landtag die Swunß fort, und zwar ſteht auf
der Tagesordnung die Frage der Verlegung der Provin
zigalverwaltung.

Giſela verhielt den Schritt. Der Mann dort der ihr
entgegenkam war das nicht Harry Walden?

Er war ſchon halb vorüber, als er ſie bemerkte, ſtutzte,
grüßte kurz, ging ein paar Schritte weiter, kehrte dann um
und beeilte ſich, an ihre linke Seite zu kommen.

„Jſt Jhnen meine Begleitung unangenehm oder lieben
Sie die Einſamkeit?“ fragte er mit leiſer, verſchleierter
Stimme.

„Jch gehe gern durch die herbſtliche Flur. Das letzte
Aufflammen des Sommers iſt ſo wunderbar.“ Sie brach ein
goldgelbes Lindenblatt ab und hielt es gegen die Sonne.

„Jch haſſe den Herbſt.“
Er ſah ſie mit fanatiſch lodernden Augen an.
„Warum?“ fragte ſie erſchrocken.
„Er trägt den Stempel des Todes auf der Stirn.“
Sie fröſtelte.
„Fürchten Sie den Tod?“ kam es langſam von ihren

Lippen.
„Jch habe ihn oft herbeigeſehnt draußen im Kampf

mit den Welſchen, den Rumänen, den Ruſſen, bis wir bei den
PripjetSümpfen nachts überrumpelt und nach den Sibi
riſchen Steppen verſchleppt wurden.“

„Dort lernten Sie Heinz Menzel kennen?“ fragte Giſela,
froh, daß er das düſtere Thema zu verlaſſen ſchien.

Er hatte ihre Frage nicht gehört.
Er griff in die Luft: „O dieſe öden, weißen Flächen

das Leichentuch, das ſich allabendlich auf unſere Bruſt legte
keine Ausſicht zu entkommen keine Zukunft lang

ſames Dahinſiechen in der großen ſchweigenden Flur, in
mitten der fremden, feindlichen Larven. Da ſehnten wir den
Tod als Erlöſer herbei.“ Giſela erſchauerte.

„Das kann ich verſtehen.“
Harry Walden ſtarrte mit weit geöffneten Augen in

die Ferne. „Doch er kam nicht. Wir hatten nur unſere
Fingernägel, uns die Bruſt oder die Pulsader aufzureißen.“

Giſela unterbrach ihn gequält: „Und dann gelang
Jhnen doch die Flucht?“

(Fortſetzung folgt.)

Steinstr. Nun



Halle, 16. März.

Kirchenkonzert und Pergnügungsſteuer
Den Mitteilungen des Verbandes der konzertierenden

Künſtler Deutſchlands“ (Sitz Berlin) entnehmen wir folgenden
Beitrag zur J der Vergnügungsſteuer, der für die
Veranſtalter von Kirchenkonzerten wichtig iſt:

Das Oberverwaltungsgericht hatte als Berufungsinſtanz
über eine Klag zu entſcheiden, in der die Beſteuerung einesKirchenkonzertes angefochten worden war, und hat der Klage

ſtattgegeben (Urteil vom 2. März 1926, Aktenz. II C 60, 25).
Aus dem Urteil ſeien folgende weſentliche Sätze wieder

gegeben: Das Oberverwaltungsgericht hat in ſtändiger Recht
ſprechung an dem Grundſatze feſtgehalten, daß ſteuerpflichtige
Veranſtaltungen nur ſolche Veranſtaltungen ſind, welche nach der
Abſicht des Veranſtalters der Unterhaltung und Ergötzung der
Teilnehmer dienen ſollen und dazu auch geeignet ſind, ſowie daß
die Aufzählung von Veranſtaltungen, welche dieſen Begriffs-
merkmalen nicht entſprechen, als ſteuerpflichtige Vergnügungen
in den örtlichen Steuerverordnungen die Steuerpflicht nicht be-
gründen könne.“

Das Urteil nimmt weiterhin Bezug auf ein früheres Urteil
des Oberverwaltungsgerichts vom 3. Februar 1899, wo es heißt:
„Die Kirche iſt auch außerhalb der Stunden des ordentlichen
Gottesdienſtes eine Stätte der Erbauung und nicht eine der Er-
götzung und Unterhaltung Wer alſo die Kirche zurVeranſtaltung von Muſikaufführungen wählt, von dem iſt ohne

weiteres nicht vorauszuſetzen, daß er unterhaltend oder ergötzend
wirken will. Hierzu bedarf es vielmehr eines beſonderen Nach-
weiſes, der unter anderem auch aus dem Charakter der aufge
führten Muſik hergeleitet werden kann, wenn dieſer zwar ein
ernſter und mit der Würde des Ortes nicht unvereinbarer, aber
doch zur Erbauung kein geeigneter geiſtlicher iſt.

Nach dieſer Entſcheidung unterliegen Kirchenkonzerte mit
geiſtlichen Werken in Preußen der Vergnügungsſteuer nicht.

Reifeprüfung. Am 9. und 10. März beſtanden folgende
Abiturienten der OIb am Reformrealgymnaſium die
Reifeprüfung: Harald Brandt (Apotheker), Karl Heinz Brennecke
(Medizin), Alwin Frenzel (Mathematik), Wolfgang Herre (Mathe-
matik), Ulrich Heubach (Jura), Erhardt Heyer (Jura), Waldemar
Kasparek (Jura), Heinrich Kirchhoff (Architekt), Gerhard Häßler
(Medizin), Jürgen v. Ludwiger (Kaufmann), Günther Marſch
(Jura), Oſterloh (Philologe), Guſtav Röhm (Neuere Sprachen),
Helmut Ruhmer (Kunſtmaler), Leo Splett (Jngenieur), Karl
Heinz Trommer (Architekt).

Warnung vor dem Studium der Philologie. Die Reife-
prüfungen des Oſtertermins werden wieder eine große Zahl von
Abiturienten den Hochſchulen beſcheren. Jn der
über den eigenen Berufswillen wird mancher aus den Erfahrungen
der letzten Schuljahre zu der Erkenntnis kommen, daß zurzeit
der Beruf des Philologen recht ausſichtsreich ſei. Gewiß, die
Beobachtung lehrt, daß es ſchwer fällt, den vorhandenen Unter
richtsbedarf mit Lehrkräften, insbeſondere wenn ſie Neuſprachler,
Mathematiker oder Naturwiſſenſchaftler einſchl. Geographen ſein
müſſen, zu decken. e Tatſache iſt in zahlreichen Fällen er
wieſen. Trotzdem iſt der Schluß auf günſtige Ausſichten im
Philologenberuf grundfalſch. Es iſt dem „Deutſchen Philologen
blatt“ durchaus recht zu geben, wenn es eindringlich ſeine war
nende Stimme erhebt. Und wer vielleicht etwas leichten Herzens
ſich zum Studium der Philologie ab Oſtern 1927 entſchloſſen hat,
der überprüfe doch noch einmal ſeine Gründe auf das Sorgfältigſte,
um ſich vor einer ſpäterei Enttäuſchung zu bewahren. Die höhere
Schule hat eben einen ſchweren Abſchnitt hinter ſich. Sie liqui
dierte den Krieg mit ſeinen Folgen, ſie nahm die Schulreform auf
und beginnt nunmehr, wieder in eine feſte Geſtalt zu kommen,
wo man von einer ſtetigen Linienführung ſprechen kann.

Jugendgruppe der D. N. V. P. Kaiſer Wilhelm ließ durch
die Schatullenverwaltung in Berlin der Jugendgruppe einen
ſilbernen Fahnennagel, mit ſeinen Jnitialen geſchmückt, über-
reichen. Ein namhafter Geldbetrag ergänzte die Spende.

Turnen Spiel und Sport
handball der Sportler

Auch in den unteren Klaſſen gab es verſchiedene ſchöne
Spiele und Ueberraſchungen zu bewundern. So brachte es
Wacker I gegen V. f. L. Dölau nicht fertig, einen über-
zeugenden Sieg herauszuſpielen. 3:0 (0:0) iſt nicht viel für die

r hen woran auch der Erſatz für die Gebr. Weiſe nichts
rt.
Eintracht, die letzthin recht gut Ken mußten ſich gar

Blau-Weiß, dem Meiſter der IV. Klaſſe, 6:1 (0:1) beugen.
ſcherben ſchlug den S. V. 22 Kayna recht ſicher 6:3.
r V. f. L. Merſeburg konnte die ſpielſtarke V. f. L.

96-Reſ. mit 4:1 geſchlagen nach Hauſe ſchicken.
V. f. L. 96- Damen legten Sp. Vg. Neumark 3:0

hinein. Wacker- Damen blieben über Blauweiß 5:2
Sieger. P. S. V. III gegen V. f. L. 96 III 8:0; V. f. L.
96 IV gegen 1926 II 6:1.

Nächſten Sonntag, 20. März, ſind zwei ſpielſtarke auswärtige
Mannſchaften in Halle.

Um 11 Uhr ſpielt V. f. L. 96 gegen D. S. C. Berlin
um 3 Uhr Boruſſia gegen S. V. 21 Leipzig.

Pokalelf gegen Süddeutſchland.

Zum Endſpiel um den D. S. B.-Pokal ſtellt Mitteldeutſch
land folgende Vertretung:

Pietſch (P. S. V. Halle); Seiler (DresdenſiaDresden),
Knobbe (P. S. V. Halle); Kunze, Fiedler (beide V. f. B.
Leipzig), Don ath (P. S. V. Halle; Rehm (P. S. V. Plauen),
Lübbering, v. Jeger (P. S. V. Halle), Böhme (S. C. 04
Freital), Sauerhering (P. S. V. Halle).

Das Spiel findet am 27. März in Halle auf dem Platze
des V. f. L. 96 ſtatt.

Spieltermine des H. F. C. Wacker.
Der „H. F. C. Wacker“ hat für das Ende der Frühjahrs-

Saiſon folgende Spiele abgeſchloſſen: 20. März: Sport-
Klub Kaſſel in Kaſſel; 27. März: Viktoria-Stendal in Stendal;
Karfreitag und Oſtern Reiſe nach der Rheinpfalz (Ludwigs-
hafen 03, Saar-Saarbrücken); 24. April: Spielvereinigung Erfurt
in Erfurt; 1. Mai: Viktoria 96 Magdeburg in Halle; 8. Mai:
Gotha 01 in Halle; 15. Mai: C. B. C. Chemnitz in Halle;
29. Mai: Sportverein Rieſa in Halle; 18. Juni: Olympia-
Germania Leipzig in Halle.

Während des Pfingſtfeſtes wird Wacker vorausſichtlich in
Frankreich weilen. Ein Angebot von Olympique de Marſeille
läßt das Zuſtandekommen dieſer Reiſe ausſichtsreich erſcheinen.

Spieltermine des Sp. V. 88.
Der „Sportverein 98“ hat für die nächſte Zeit folgende Spiel-

abſchlüſſe getätigt: 20. Mai in Halle gegen S. V. Rieſa; 27. März
in Glauchau gegen V. f. B. Glauchau; 10. April in Plauen gegen
Concordia-Plauen; 20. April in Leipzig gegen Wacker-Leipzig;
1. Mai in Chemnitz gegen Preußen-Chemnitz; 8. Mai in
Hannover gegen Hannover 96; 22. Mai in Halle gegen Wacker
Leipgig; 19. Juni in Magdeburg gegen Germania-Magdeburg.

Unſicherheit

Die Affäre des Finanzhochſtaplers Rochette
Dom Kaffeehauskellner zum „Finanzgenie“

Paris, 14. März. Einer der größten Finanzhochſtapler der
Lelagf Jahre, Rochette, iſt der franzöſiſchen Polizei in die Hände
gelaufen,

Rochette, der diesmal nach den Schätzungen von Sachverſtän
digen etwa 10000 Sparer in ſeine Netze gelockt hatte, iſt keine
neue Geſtalt vor den franzöſiſchen Gerichten. Er iſt wegen ähn
licher Affären bereits mehrfach vorbeſtraft. Vor dem Kriege wußte
er mit ſeinen Finanzgründungen, die immer hochtragende Namen
führten, den franzöſiſchen Sparern

etwa 100 Millionen abzunehmen.
Diesmal ſollen es „nur“ 30 Millionen ſein. Der Trick, den
Rochetta anwendet, iſt immer der gleiche. Er gründet Geſellſchaften
und Finanzzeitungen. Jn dieſen Finanzblättern läßt er ſeinen
Aktien eine beſondere Hauſſe vorausſagen und tauſcht ſodann dieſe
minderwertigen Aktien gegen gute Wertpapiere der leichtgläubigen
Sparer um.

Die enormen Einkünſte, die ſich Rochette auf dieſe Weiſe ver
ſchaffte, haben ihm bereits vor dem Kriege in den höchſten Geſell
ſchaftskreiſen Zutritt ermöglicht. Man erzählt ſich hierüber die ver
ſchiedenſten luſtigen Geſchichtchen. Rochette iſt derſelbe Mann, der
in dem Spionageprozeß Bolo Paſcha verwickelt war. Obwohl ſich
vorläufig nur eine geringe Anzahl von Geſchädigten gemeldet hat,
erwartet man, daß dieſer neue Finanzſkandal noch weitere Kreiſe
ziehen wird. Jedenfalls hat ſich ein Abgeordneter von dem ſoziali
ſtiſchen Parteilager veranlaßt geſehen,

in der Kammer eine Jnterpellation über die Affäre Rochette
einzubringen und zu fordern, daß auf Geſetzeswegen eine Wieder
holung derartiger Schwindelgeſchäfte verhütet werde und nur noch
unbeſtrafte Perſonen die Erlaubnis erhalten ſollten, Geldgeſchäfte
zu machen. Rochette hat ſeine Gründungen hauptſächlich in der
Provinz durchgeführt und beſaß dort auch mehrere Filialen. Er
hatte diesmal zwei Mitarbeiter, Thorel und Maixandeau. Dieſe
waren Strohmänner für ſeine verſchiedenen Unternehmungen, und
ſo auch für die von ihm gegründete Zeitung „Bourſe et Finance“.
Rochette verſchaffte ſich dadurch Zutritt zu allen ſonſtigen Finanz-

blättern, wo er gelegentlich für ſeine Aktiengründungen Prodaartikel unterbrachte. Jn Paris hatte Rochette zwei Wenn

Als er in einer derſelben geſtern mit ſeinen beiden Mitarbeitern
verhaftet wurde, war Rochette ſehr überraſcht, faßte ſich aber
ſchnell und meinte, es wundere ihn ſehr, daß die Polizei auch an
Sonntagen arbeite. Bei ſeiner

Vernehmung brach Rochette ſchließlich zuſammen
und klagte unter Tränen darüber, daß durch ſeine Verhaftung nun
mehr die kurz bevorſtehende Ehe ſeiner älteſten Tochter unmöglich
gemacht wüde.

Ueber die Vergangenheit Rochettes kurſieren die verſchiedenſten
Nachrichten. Zweifellos iſt, daß er vor etwa 20 bis 25 Jahren
er iſt im Jahre 1879 geboren als Kaffeehauskellner ſeine Lauf-
bahn begann. Durch eine Erbſchaft gelang es ihm, nach Paris zu
kommen, wo er die Handelsſchule beſuchte Als ſein erſter Brot
geber, ein gewiſſer Bankier Berger, ſich inſolvent erklärte, über-
nahm Rochette das Geſchäft und war

binnen kurzem ein vielfacher Millionär.
Als er bald darauf verhaftet und zu drei Jahren verurteilt wurde,
gelang es ihm, nach Mexiko zu entfliehen. Wähend des Krieges
kam er zurück und diente unter falſchem Namen als Motorrad-
fahrer.

Jm Zuſammenhang mit der Rochette-Affäre wurde gegen ein
Bankhaus in Lille eine Unterſuchung eingeleitet, das in engerer
Verbindung mit der Pariſer Zentrale ſtand. Von einer Liller Ge
ſellſchaft wurde vor zwei Monaten

ein Börſen, und Finanzblatt gegründet, das verhältnismäßig
zahlreiche Angeſtellte beſchäftigte,

die dem Pariſer Hauptgeſchäft unterſtanden. Die im Januar ge
gründete Filiale in Tours wurde gerichtlich geſchloſſen und unter
Siegel geſetzt, dagegen wurde bis jetzt noch keine Schließung des
im Dezember eröffneten Geſchäfts von Limoges angeordnet, das
aber ſeit einigen Tagen polizeilich überwacht wird. Das Lhyoner
Bankgeſchäft wurde polizeilich geſchloſſen und die für geſtern abend
einberufene Verwaltungsratsſitzung abgeſagt.

Für Himmelfahrt und Pfingſten ſchweben ausſichtsreiche Ver-
handlungen betr. einer Auslandsreiſe.

Oſterabturnen des Halliſchen Turn und Sportvereins
Alljährlich im März veranſtaltet der „Halliſche Turn und

Sport-Verein ein Oſterabturnen der Mädchen- und
Knaben Abteilung. Nach dieſem werden diejenigen Kinder,
welche die Schule verlaſſen, in die Jugendabteilungen eingeretht.
Am Donnerstag, 17. März, abends 287 Uhr, findet nunmehr das
Abturnen der Mädchen in der Roßplatzturnhalle,
Berliner Straße, ſtatt. Den Eltern und Lehrern der Kinder ſoll
hier gezeigt werden, wie ſchon den Kinderabteilungen beſondere
Sorgfalt zugewandt wird, und welche Vorzüge das Turnen auf
die Geſunderhaltung und Entwicklung des Körpers hat. Wer
einen Einblick in das neuzeitliche Kinderturnen tun will, dem ſeit
der Beſuch obiger Veranſtaltung nur empfohlen. Eintrittsgeld
wird nicht erhoben.

pferdeſport

Unſere Vorausſagen,
Le Tremblay, 16. März.

Gouverne--Olymvio; 2. Paris Sport--Halletta; 3. Polly
Flinders--Courvilla; 4. Evelyn's Legend--Vivette; 5. Bas
Blanc--Fauni Bey; 6. Cap Horn--Tohy.

Renn-Ergebniſſe.
Maiſons-Laffette, 15. März.

1. R.: 1. Northmen, 2. Thuga, 3. Bilbao. Tot.: 65:10. Pl.
18, 17, 28.10.

2. R.: 1. Grom, 2. Nelleu, 3. Joli Coeur II. Tot.: 124:10.
Pl. 35, 21, 67:10.

2. Sita, 3. Purete. Tot.: 51:10.3. R.: 1. Brigneil,
Pl. 21, 44, 182:10.

4. R. 1. Punch, 2. Vicille France, 3. Oceanyde. Tot.: 31:10.
PI.: 15, 32, 24:10.

5. R.: 1. Regalon, 2. Sans Souci IV, 3. Shylveigneur.
Tot.: 32:10. Pl. 18, 16, 31:10.

1. Maharanee, 2. Kitte, 3. Haiffa. Tot.: 118:10.Pl. 41, 85, 16:10.

Handelsnachrichten
Die finanztechniſche Organiſation im

Burbachkonzern
Die nachfolgenden Ausführungen dürften in Anbetracht der

beim Kaliwerk Krügershall beabſichtigten Transaktion von
Intereſſe ſein:

Seit dem Uebergang des Rechbergſchen Wintershall-
Kuxenpaktes an die Burbachgruppe klären ſich die Verhält
niſſe in der Kaliinduſtrie inbezug auf die künftige Geſtaltung der
organiſatoriſchen und finanztechniſchen Grundlage wie auch die
Verteilung des Einfluſſes immer mehr. Jnsbeſondere bietet die
Abſicht der Leitung des Burbachkonzerns, wonach ein bedeutungs-
voller finanztechniſcher Aufbau der Burbachgruppe geplant iſt, die
Grundlage für eine zuverläſſige Beurteilung der in dieſer Rich-
tung zu erwartenden Entwicklung. Die Leitung des Burbach-
konzerns beabſichtigt, die zum Konzern gehörige Aktiengeſellſchaft
Kaliwerk Krügershall zur Holding geſellſchaft
des Burbachkonzerns auszubauen. Die Aktiengeſellſchaft
Kaliwerke Krügershall beſaß bisher ſchon größere Beteiligungen
in Form der zur Burbachgruppe gehörigen Kaliintereſſen. Jm
übrigen verteilte ſich der Beſtand des Burbachkonzerns auf zahl
reiche kleinere Gewerkſchaften, welche im einzelnen mit 1000 bis
5000 Kuxen ausgeſtattet waren und bei welchem eine oft ſchwierige
Verſchachtelung anfiel. Die als Finanzgeſellſchaft auszu
ſtattende Aktiengeſellſchaft Krügershall hat die Aufgabe, die
Majoritäten ſämtlicher zur Burbachgruppe zählenden Geſell
ſchaften aufzunehmen und gegen neu zu ſchaffende entſprechende
Kapitalzeichen der Aktiengeſellſchaft Krügershall auszutauſchen.
Die Konſoliſierung der im Burbachkonzern anfallenden organi-
ſatoriſchen und finanztechniſchen Verhältniſſe iſt auf die in der
letzten Zeit erfolgte ſtarke geſchäftliche Expanſion des Burbach-
konzerns zurückzuführen, deren Urſache in dem Beſtreben gipfelte,
die überhandnehmenden einſeitigen Machtbeſtrebungen, welche von
Seiten des Wintershallkonzerns her drohten, im Jntereſſe der
geſamten Wirtſchaft abzudämpfen und eine Schädigung der Ge-
ſamtintereſſen hintanzuhalten.

Die Aktiengeſellſchaft Krügershall verfügte bisher über
nominelles Aktienkapital von 14,4 Millionen Mark. Die künftige
Generalleitung der Aktiengeſellſchaft Kaliwerke Krügershall beſteht
aus den Herren Bergwerksbeſitzer Dr. h. c. Gerhard Korte,
dem langjährigen Führer des Burbachkonzerns und Begründer
des Kaliblocks, und Kommerzienrat Fritz Rechberg als lang
jährigen Vorſitzenden des Wintershallkonzerns. Es iſt anzu
nehmen, daß Kommerzienrat Fritz Rechberg, welcher maßgebend
an der Kaliinduſtrie beteiligt bleibt, als Aequivalent für ſein in
die Burbachgruppe eingebrachtes Wintershallkuxrenpaket eine maß-

gebliche Beteiligung an dem Burbachkonzern übereignet wird,
ebenſo wird an den Gumpelkonzern, als Entgelt für ſeine in die
Burbachgruppe eingebrachte 75prozentige Beteiligung an der
Gumpelkonzern G. m. b. H., in welcher die Kuxenmajoritäten der
maßgebenden den Beſtand des Gumpelkonzerns ſichernden
Gumpelgewerkſchaften gepoolt ſind, eine maßgebende Beteiligung
an der erweiterten Burbachgruppe abgezweigt. Die Durchführung
dieſer kapitalmäßigen Transaktionen ſoll offenbar derart vor ſich
gehen, daß die Aktiengeſellſchaft Kaliwerke Krügershall nach dem
Vorbilde der Kaliinduſtrie Aktiengeſellſchaft als Holdinggeſellſchaft
des Wintershallkonzerns zunächſt ſämtliche zum eigentlichen Bur-
bachkonzern gehörige Geſellſchaften durch Fuſion auf die Krügers-
hall A.G. als Ganzes unter Ausſchluß der Liquidation über-
nimmt, gegen Gewährung von Krügershall-Aktien, und daß die
5000 teilige Gewerkſchaft Burbach die Majorität und damit den
Schlüſſel zur Krügershall A.G. erhält. Der Kuxenbeſitz der dann
die Krügershall A.G. beherrſchenden Gewerkſchaft Burbach wird
dann vorausfichtlich nach Maßgabe der von Kommerzienrat
Rechberg eingebrachten maßgebenden Wintershallbeteiligung und
der vom Gumpelkonzern eingebrachten 75prozentigen Beteiligung
am Gumpelkonzern auf die Einbringer und die alten Beſitzer
entſprechend neu verteilt, womit klare Verhältniſſe geſchaffen ſind.

Jn dem ſomit konſolidierten Burbachkonzern, welcher über
eine Shndikatsbeteiligung von rund 157 Tauſendſtel verfügt, im
Kaliblock die Führerrolle einnimmt und mit rund 40 Prozent an
dem Wintershallkonzern beteiligt iſt, ſieht man heute die Keim
zelle für den kommenden Kalitruſt. Es iſt nicht ausgeſchloſſen,
daß Burbach auch die anderen im Kaliblock zuſammengeſchloſſenen
Kaliintereſſen in ähnlicher Weiſe konſolidiert. Wenn diesbezügliche
Beſchlüſſe auch noch nicht feſtſtehen, ſo iſt mit der finanztechniſchen
Neuorganiſation im Burbachkonzern doch ſchon die Vorſtufe zu
dem kommenden großen Kalitruſt geſchaffen. E.

Kaliwerk Krügershall E. G.
Der Erlös aus der Kapitalerhöhung um 14,4 Mill. Mark

ſoll, wie das offizielle Communiqué betont, hauptſächlich dazu ver
wendet werden, um einen Teil der vom Burbach-
Konzern erworbenen Wintershall-Kuxe zu über
nehmen. Dabei ſoll den Aktionären von Krügershall ein Be
zugsrecht von 3 zu 1 eingeräumt werden. Dieſe Ent
ſchließung iſt, wie „Buchw. BörſenBer.“ ausführen, inſofern recht
intereſſant, als damit die Finanzierungsfrage für den Erwerb der
382 Wintershall-Kuxe, die bekanntlich vom Burbach-Konzern
ſeinerzeit aus dem Beſitz des Kommerzienrats Rechberg und
der Gruppe Zündin- Schröder übernommen wurden, einer
gewiſſen Klärung entgegengeführt wird. Wie früher verlautele,
dürfte zunächſt die Commerz- und Privatbank, unter
deren maßgeblicher Mitwirkung der Kuxenkauf ſeinerzeit zu
ſtandegekommen iſt, und auch die Gruppe Deichmann (Köln),
Henry Schroeder K Co. (London), Mittel für den Erwerb
vorgeſtreckt haben, die jetzt wenigſtens zum Teil durch die
Kapitalerhöhung bei Krügershall wieder hereingebracht werden
ſollen.

Die Generalverſammlung, die dieſe Regelung der
finanziellen Seite der Transaktion gutheißen ſoll, wird hoffentlich
auch hinreichende Aufſchlüſſe über die Motive und die Zweckmäßig-
keit der Transaktion ſelbſt bringen. Generaldirektor Korte, der
Führer des Burbach-Konzerns, hat den Erwerb früher damik
begründet, es ſolle verhindert werden, daß ein für die deutſche
Kaliinduſtrie bedeutungsvolles Kuxenpaket in Hände gelangt, die
dem Kaliſyndikat und damit auch der Geſamtheit der Kaliinduſtrie
nicht genehm wären. Ferner wollte man durch die Jntereſſen
nahme des Burbach-Konzerns an Wintershall ein reibungsloſe
Zuſammenarbeiten aller Konzerne auch für die Zukunft erreichen.
Daß dieſem Ziele aber noch bedeutende Hinderniſſe entgegen
ſtehen, ließ eine kurz darauf abgegebene Erklärung der Winters-
hall Verwaltung erkennen, in der der für den Kuxenerwerb an
gelegte Preis als beſonders hoch bezeichnet und außerdem mit
geteilt wurde, daß im Jntereſſe der fortſchreitenden Entwiclun
des Wintershall-Konzerns vorab eine Ausbeute be
Wintershall nicht gezahlt werden wird. Ob und in
wieweit die Verhandlungen zwiſchen den beiden Gruppen zu der
erhofften Annäherung geführt haben, iſt bisher nicht bekannt
geworden. Daß die Transaktion, die den Erwerb einer vorerſt
unrentablen Beteiligung und eine bedeutende Erhöhung des
eigenen Riſikos für Burbach bzw. Krügershall bedeutet, aber tat
ſächlich im Jntereſſe der KrügershallAktionäre liegt, iſt zunächſt
noch nachzuweiſen.

Die polniſche

zweiter Wahl
J. Febrnar d. Js. bedeutet dies eine Zunahme von faſt 80 000 M. Z.

Druck und Verlag von Otto Thiele.
Leiter der Redaktion Adolf Linde
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